
1 
 

                                                                                                                  
 
 

Abgestimmtes Verfahren zur gelingenden 
Zusammenarbeit beim Zuständigkeitsübergang 
junger Menschen vom Jugendamt zum Träger der 
Eingliederungshilfe nach § 36b Abs. 2 SGB VIII 
  
Zum Hintergrund: 
Mit Inkrafttreten des Kinder- und Jugendstärkungsgesetzes (KJSG) besteht seit Juni 2021 eine Regelung, 

welche eine rechtzeitige Einbindung anderer Sozialleistungsträger in die Hilfeplanung im SGB VIII vorgibt  

(§ 36b SGB VIII). Für junge Volljährige gilt die Regelung nach § 41 Abs. 3 SGB VIII entsprechend. 

 

Während § 36 Abs. 1 SGB VIII den geplanten Zuständigkeitsübergang zur bedarfsgerechten Unterstützung für 

junge Menschen auf andere öffentliche Stellen, insbesondere Sozialleistungsträger oder 

Rehabilitationsträgern regelt, konkretisiert § 36b Abs. 2 SGB VIII den Zuständigkeitsübergang vom 

Jugendamt auf den Träger der Eingliederungshilfe. Im Rahmen der Teilhabeplanung nach § 19 SGB IX erfolgt 

bei Vorliegen der Voraussetzungen der Zuständigkeitsübergang (in der Regel ein Jahr vorher) von den 

Jugendämtern auf den Träger der Eingliederungshilfe.  

 

Um eine nahtlose und bedarfsgerechte Leistungsgewährung sicherzustellen und die gesetzlichen 

Anforderungen des § 36b Abs. 2 SGB VIII umzusetzen, ist dieses Verfahren mit Vertreter*innen aus 

rheinischen Jugendämtern1, dem LVR- Landesjugendamt und dem LVR-Dezernat Soziales als überörtlichem 

Eingliederungshilfeträger in mehreren Netzwerktreffen entwickelt worden. Die Verfahrensabsprachen sollen 

die Kooperation erleichtern, sind aber nicht bindend.  

 

 

Informationen zum Verfahren: 
• Was ist das Ziel? 

Die Verfahrensabsprachen zielen auf einen gelingenden Zuständigkeitsübergang für junge Menschen 

von den Jugendämtern im Rheinland zum überörtlichen Träger der Eingliederungshilfe, LVR (Dezernat 

Soziales).  

 

• Wer sind die Kooperationspartner aus dem LVR-Dezernat Soziales?  

Frank Möres (Grundsatzangelegenheiten) & Annika Bosch (Fallmanagement)  

 

 

 
1 Mandatiert durch den rheinischen Arbeitskreis zu § 35a SGB VIII. 
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• Wer ist die zuständige Ansprechperson im LVR, Dezernat Soziales?  

Die Zuständigkeit für erwachsene Menschen mit Behinderung ist regional aufgeteilt. Im 

Beratungskompass kann die zuständige Ansprechperson unter dem Link Ansprechpersonensuche 

(lvr.de) gefunden werden (mit Klick auf diese Seite gelangt man in einen Bereich mit einer „geführten 

Suche“. Heißt, man kann direkt mit Angabe von PLZ des Wohnortes und Nachname die korrekte 

Ansprechperson innerhalb des LVR-Dezernat Soziales ermitteln). 

 
• Wie werden die Informationen zum Verfahren weitergegeben?  

Die Jugendämter sind über den Jugendamtsverteiler und über den Arbeitskreis  

§ 35a SGB VIII zum abgestimmten Verfahren informiert worden. Die Informationen sollen 

jugendamtsintern und bei der Einarbeitung neuer Kolle*innen weitergegeben werden. Die 

verantwortlichen o.g. Kooperationspartner vom Träger der Eingliederungshilfe (insbesondere Herr 

Möres) informieren die entsprechenden Stellen im LVR-Dezernat Soziales entsprechend.  

 

• Wie sieht der Austausch zum Verfahren aus?  

Nach Fertigstellung des Verfahrens haben sich die Beteiligten, auch mit Zustimmung der Arbeitskreis-

Mitglieder § 35a SGB VIII darauf verständigt, die Kooperation weiterzuführen und aufkommende 

Themen zu besprechen. Das Verfahren wird insofern regelmäßig evaluiert.  

 
 

Unterlagen zum Zuständigkeitsübergang: 
Es sind folgende Unterlagen in den Netzwerktreffen erarbeitet worden:  

 

1. Checkliste vor dem Hintergrund der Fragestellung „welche Unterlagen werden benötigt“? (Anlage 1) 

2. Fachliche Stellungnahme des Jugendamtes unter Berücksichtigung des 

Bedarfsentwicklungsinstrumentes BEI_NRW, hier dann mit der Fragestellung „welche Informationen 

benötigt der LVR vom Jugendamt; wie alt darf beispielsweise die fachärztliche Stellungnahme 

höchstens sein?“ (Anlage 2) 

3. Anschreiben an den LVR mit den benötigten Informationen und Checkliste, welche Unterlagen 

mitgesendet werden (Anlage 3) 
 

 
Ansprechpartnerin im LVR- Landesjugendamt: 
Linda Krolczik 
LVR- Fachbereich Jugend 
Fachberatung Eingliederungshilfe gem. § 35a SGB VIII 
Tel  0221 809-6798 
linda.krolczik@lvr.de 
 

 

Stand April 2024  

https://beratungskompass.lvr.de/sonstige-seiten/suchergebnisseite/?searchType=GPSearch
https://beratungskompass.lvr.de/sonstige-seiten/suchergebnisseite/?searchType=GPSearch
mailto:linda.krolczik@lvr.de
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Anlage 1 
 

Checkliste  
 

☐ Fachliche Stellungnahme des Jugendamtes zum Fallverlauf  

 

☐ Aktueller Leistungsbescheid  

 

☐ Aktuelle Diagnosen der fachärztlichen/ psychotherapeutischen Stellungnahme  

    nach § 35a Abs. 1a SGB VIII (nicht älter als 9 Monate)  

 

☐ Pflegegrad, Pflegebedürftigkeit (möglichst mit Pflegegutachten und Bescheid)  

 

☐ Kopie des Behindertenausweises  

 

☐ Kopie des Personalausweises  

 

☐ Nachweis Aufenthaltsstatus und Staatsangehörigkeit  

 

☐ Nachweis rechtliche Betreuung (Kopie Bestallungsurkunde)  

 

☐ In der Regel die letzten 3 Hilfepläne  

 

☐ In der Regel die letzten 3 Entwicklungsberichte des Leistungserbringers  

 

☐ Persönliche Sicht der leistungsberechtigten Person unter der Nutzung des Formulars 

    BEI-NRW:  
https://www.lvr.de/de/nav_main/soziales_1/menschenmitbehinderung/antraege_und_verfahren/hilfeplanv
erfahren_2/hilfeplan_1.jsp 
 

☐ Sonstige Individuelle Unterlagen (z.B. Klinikberichte, Gutachten rechtliche Betreuung) 

 

 
 
 
 
 
 
  

https://www.lvr.de/de/nav_main/soziales_1/menschenmitbehinderung/antraege_und_verfahren/hilfeplanverfahren_2/hilfeplan_1.jsp
https://www.lvr.de/de/nav_main/soziales_1/menschenmitbehinderung/antraege_und_verfahren/hilfeplanverfahren_2/hilfeplan_1.jsp
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Anlage 2 
 

Fachliche Stellungnahme des Jugendamtes (benötigte Informationen):  
 
 

Name  

Adresse  

Geb. Datum  

Bisheriger Hilfeverlauf (Eckpunkte)  

-  

-  

Bisherige Schullaufbahn/ berufliche Entwicklung (Eckpunkte)  

-  

-  

 

Aktuelle Lebenssituation und bisher erfolgte Maßnahmen in den nachfolgenden Bereichen (ICF) darstellen:  

- Lernen und Wissensanwendung  

- Allgemeine Aufgaben und Anforderungen  

- Kommunikation  

- Mobilität  

- Selbstversorgung (Haushalt, Gesundheit, Körperhygiene)  

- Häusliches Leben 

- Interpersonelle Aktionen und Beziehungen  

- Bedeutende Lebensbereiche (Arbeit/ Post/ Behörden) 

- Gemeinschafts-, soziales und staatsbürgerliches Leben 

 

Medizinische Vorgeschichte (Eckpunkte)  

s. Anlage (ggf. Berichte beifügen)  

Darstellung psychischer Krisen  

Erfolgte Therapien und Interventionen  

Erfolgte Klinikaufenthalte  

Aktuelle fachärztliche/ psychotherapeutische Anbindung  

Kurze zusammenfassende Einschätzung 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



5 
 

Anlage 3 

 

Musteranschreiben an das LVR-Dezernat Soziales  
(mit den benötigten Informationen und Checkliste, welche Unterlagen mitgesendet werden) 

 

 

An  

LVR  

Dezernat Soziales  

50663 Köln  

 

 

Prüfung einer Fallübergabe 

 

Sehr geehrte Damen und Herren,  

 

ich bitte um Prüfung einer Fallübergabe gem. § 36b Abs. 2 SGB VIII für Name, geb. Datum, sowie 

gemeinsamer Teilhabeplanung gem. § 19 SGB IX um einen Übergang gut zu gestalten. Name wohnt aktuell 

Adresse. Die Adresse vor Hilfebeginn lautet Adresse.  

Bei Name liegt eine (drohende) seelische Behinderung vor. Im Hilfeverlauf wurde deutlich, dass Name mit 

hoher Wahrscheinlichkeit nicht bis zu seinem/ ihrem 21 bzw. 27. Lebensjahr zu einer selbstbestimmten, 

eigenverantwortlichen und selbständigen Lebensführung befähigt werden kann.  

Die Unterstützungsmöglichkeiten sind im Rahmen der Jugendhilfe ausgeschöpft. Die Jugendhilfe sieht sich 

daher nicht mehr als zuständigen Reha-Träger. 

  

Name erhält seit Datum Hilfebeginn folgende Leistung:  

(Beispiel: eine ambulante Eingliederungshilfe gem. § 41 SGB VIII i.V. mit § 35a SGB VIII als Leistung zur 

sozialen Teilhabe. )  

Zukünftige Leistungserbringer für diese Leistungen, die auch einen BEI-NRW erstellen könnten, stehen noch 

nicht fest.  

Name besucht außerdem eine Reha-Maßnahme der Agentur für Arbeit und arbeitet seit Datum in 

Maßnahme/Ort.  

 

Ggf. Einladung zur Teilhabeplankonferenz:  

 

Ich möchte hiermit außerdem den/die zuständige*n Fallmanager*in zu einer Teilhabeplankonferenz gem. § 20 

SGB IX einladen. Dabei handelt es sich um den ausdrücklichen Wunsch der leistungsberechtigten Person/ der 

Eltern/ des gesetzlichen Betreuers von Name.  

Ich bitte die/den entsprechende*n Fallmanager*in um zeitnahe Kontaktaufnahme zwecks Terminabsprache für 

ein persönliches Gespräch, da auf Seiten der leistungsberechtigten Person und ihrer Vertreter ein erhöhter 

Beratungsbedarf bzgl. der Übergangsgestaltung und der Ausgestaltung der Hilfe vorliegt.  
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Anbei schicke ich Ihnen folgende Unterlagen:  

☐ Aktueller Leistungsbescheid  

☐ Aktuelle Diagnosen der fachärztlichen/ psychotherapeutischen Stellungnahme  

☐ Pflegegrad, Pflegebedürftigkeit  

☐ Behindertenausweis  

☐ In der Regel die letzten 3 Hilfepläne  

☐ In der Regel die letzten 3 Entwicklungsberichte des Leistungserbringers  

☐ Kopie des Personalausweises  

☐ Aufenthaltsstatus und Staatsangehörigkeit  

☐ Nachweis rechtliche Betreuung  

☐ Sonstige Individuelle Unterlagen  

☐ Persönliche Sicht der leistungsberechtigten Person (Formular in BEI-NRW):  

https://www.lvr.de/de/nav_main/soziales_1/menschenmitbehinderung/antraege_und_verfahren/hilfepla

nverfahren_2/hilfeplan_1.jsp) 

 

☐ Teilhabeprüfung/Bedarfsermittlung/ eigene fachliche Stellungnahme  

☐ Ich werde noch eine eigene fachliche Stellungnahme zum Fallverlauf und dem Hilfebedarf erstellen und 

senden, da die Hilfeplangespräche so formuliert sind, dass Name Ressourcen mehr im Vordergrund stehen 

als seine Defizite, obwohl diese massiv sind.  

Bitte nehmen Sie zu mir Kontakt auf und teilen Sie mir mit welche Unterlagen Sie außerdem noch benötigen.  

 

Ich freue mich auf eine gute Zusammenarbeit.  

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 

 

Name 

 

 

 

 

 

https://www.lvr.de/de/nav_main/soziales_1/menschenmitbehinderung/antraege_und_verfahren/hilfeplanverfahren_2/hilfeplan_1.jsp
https://www.lvr.de/de/nav_main/soziales_1/menschenmitbehinderung/antraege_und_verfahren/hilfeplanverfahren_2/hilfeplan_1.jsp

